
 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

«Die EU wäre klar am längeren Hebel» 
Schweiz/EU  Für SVP-Nationalrätin und Unternehmerin Magdalena Martullo (49) würde das 

Rahmenabkommen mit der EU das Schweizer System auf den Kopf stellen. Doch was ist ihre Alternative? 
 

 
Interview: Doris Kleck & Patrik Müller 

 
Das Interview findet  während der Par- 
lamentssession im Bundeshaus statt, 
dreimal muss  Magdalena Martullo das 
Gespräch unterbrechen, um im Saal ab- 
zustimmen. Danach kehrt sie  jeweils 
schnell zurück – ins Bundesratszimmer, 
das die Nationalrätin für das Interview 
reserviert hat. 

 
Ihr Vater sagte einst, im Nationalrat 
verplempere man bloss die Zeit. 
Man verwendet viel Zeit für Unwesent- 
liches und zu wenig für das Wesentliche. 
Der Rahmenvertrag mit der EU – der ist 
wesentlich! Er stülpt uns die EU-Rechts- 
ordnung über,  die einfach nicht  zu uns 
passt.  Unser  Alltag, unsere Werte und 
unser  ganzer Erfolg werden so auf den 
Kopf gestellt. In Bern wird der Vertrag 
durchgepeitscht, ohne dessen konkrete 
Auswirkungen zu kennen. 

 
Haben Sie als Unternehmerin über- 
haupt die Zeit, den Vertrag und die 
Anhänge vertieft zu studieren? 
Ja, ich mache das. Je länger ich mich mit 
dem  Vertrag  und seinen Auswirkungen 
befasse, umso mehr packt mich das Grau- 
en. Nicht nur, dass das Volk nicht mehr 
selber entscheiden kann, der  Vertrag 
greift auch einschneidend in unser Wirt- 

schaftssystem ein. Besonders betroffen 
sind die Kantone und Gemeinden. 
 
Wie kommen Sie denn auf so eine 
Behauptung? 
Sobald   wir  unterschreiben,  gilt   die 
EU-Beihilferegelung. Sie verbietet dem 
Bund, den Kantonen und den Gemein- 
den, für Unternehmen bessere Rahmen- 
bedingungen zu schaffen, als sie in Euro- 
pa gelten. Kantone und  Gemeinden 
dürfen sich selber nicht mehr wirtschaft- 
lich engagieren ohne ausdrückliche 
Genehmigung der EU! Das betrifft  die 
kantonalen Steuern, aber auch Museen, 
Theater, Sportvereine, Bergbahnen bis 
zum Elektrizitätswerk. 
 
Tatsache ist doch, dass jetzt, wo 
der Text des Abkommens öffentlich 
vorliegt, auch viele EU-Skeptiker 
zum Schluss kommen: So schlecht 
ist das gar nicht, etwas Besseres 
bekommt die Schweiz nie mehr. 
Ganz  im Gegenteil. Die SVP lehnt  das 
Rahmenabkommen als einzige  Partei 
konsequent ab. Jetzt, wo der Vertrag 
vorliegt,  werden die einschneidenden 
Probleme konkret sichtbar – etwa bei der 
Zuwanderung mit  Lohndruck, bei den 
Sozialleistungen für Ausländer, bei der 

Ausschaffung von  kriminellen Auslän- 
dern,  beim  Freihandelsabkommen und 
bei den Beihilfen. Doch obwohl sie jetzt 
erkennen, dass sich die Schweiz mit einem 
solchen Vertrag grosse Nachteile und Pro- 
bleme einhandelt, können sich die ande- 
ren Parteien und der Bundesrat nicht zu 
einem Nein zum Vertrag durchringen. 
 
Weil sie vor allem Vorteile sehen, 
aber noch einige Vorbehalte haben. 
Sie sagen jetzt «Ja, aber». Die FDP-Frak- 
tion und die Grünliberalen hingegen be- 
schäftigen sich gar nicht mit den Konse- 
quenzen des  Vertrags, sondern sagen 
vorbehaltlos Ja, obwohl ihre  früheren 
«roten Linien» alle überschritten wur- 
den.  Bei der  FDP erkenne ich die viel 
zitierte «Vernunft» nirgends, im Gegen- 
teil, der Verstand wurde  offenbar kom- 
plett ausgeschaltet. Es dürften wohl viel- 
mehr  die grossen internationalen Kon- 
zerne gewesen sein,  die der  FDP  ihre 
Interessen diktierten. 
 
Das behaupten Sie! Die FDP sagt, 
die Souveränität sei nicht gefährdet. 
Sie hingegen machen auf Panik. 
Nein. Nehmen Sie das Problem der Bei- 
hilfen.  Es gibt bei uns viele gemischte 
Institutionen, wie etwa  im Lehrlings- 
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wesen: Ausbildungsstätten, die gemein- 
sam  von Firmen und  der öffentlichen 
Hand betrieben werden. Die öffentliche 
Hand müsste der EU nachweisen, dass 
sie wie private  Unternehmen handelt. 
Dasselbe gilt, wenn eine Gemeinde zum 
Beispiel  an einem Schwimmbad oder 
der Bund sich an einem Grosswasser- 
kraftwerk wie Robbia  in Graubünden 
beteiligt. In den  Kantonen wären be- 
währte Institutionen wie die kantonalen 
Gebäudeversicherungen, die Kantonal- 
banken oder die Kantonsspitäler nicht 
mehr zugelassen! 

 
Wieder eine Behauptung. Bei 
den staatlichen Beihilfen sieht das 
Abkommen Ausnahmen vor. 
Wenige. Im Verkehr gibt es ein paar und 
einzelne in der Landwirtschaft. Die Land- 
wirtschaft wäre sogar stark negativ  be- 
troffen. So wären heutige  Direktzahlun- 
gen wie die Verkäsungszulage oder die 
Siloverzichtsbeiträge nicht mehr zugelas- 
sen, die Gentechverbote müssten geöff- 
net werden, und der Freihandel würde 
auch für die Landwirtschaft eingefordert. 

 
Dass die SVP neuerdings die Kanto- 
nalbanken mit ihren Staatsgarantien 
verteidigt oder kantonale Monopol- 
betriebe, wirkt wenig glaubwürdig. 
Der Staat soll nicht Private  konkurren- 
zieren. Die SVP war aber für die Rettung 
der UBS. Mit dem  Rahmenabkommen 
hätten wir dafür die Bewilligung der EU 
einholen müssen. 

 
Es ist unbestritten, dass das Abkom- 
men kritische Punkte enthält. Aber 
es ist keine Alternative in Sicht. 
Wir haben heute über 280 bilaterale Ver- 
träge mit der EU. Ausser der Personenfrei- 
zügigkeit funktionieren sie. Die Schweiz 
hat keinen Bedarf, etwas zu ändern. 

 
Aber die EU will Änderungen. 
Wenn wir keine Lösung finden, 
ist der bilaterale Weg am Ende. 
Das Gegenteil ist der Fall. Das Rahmen- 
abkommen ist das Ende des bilateralen 
Weges. Bei einem  bilateralen Vertrag 
schliessen die Vertragspartner einen Ver- 
trag gleichberechtigt auf Augenhöhe ab. 

Beim Rahmenvertrag ketten  wir uns an 
heutiges und zukünftiges EU-Recht. Wenn 
wir etwas nicht übernehmen, werden wir 
bestraft. Wir wechseln in eine Unterstel- 
lung der Schweiz unter die EU, so wie das 
bei Kolonialverträgen der Fall war. 
 
Nochmals, was ist Ihre Alternative 
zum Rahmenabkommen? 
Bilaterale Verträge mit der Freiheit, dort 
EU-Recht zu übernehmen, wo wir es 
wollen, und dort, wo wir bessere Lösun- 
gen haben, nicht. Die EU hat schon ver- 
schiedene Male  Verträge mit  uns  ge- 
brochen: Börsenanerkennung, Stahl und 
Aluminium, Forschung. Diese Themen 
sind übrigens im Rahmenvertrag nicht 
geregelt und  weiterhin möglich. Wir 
müssen uns so oder so auf mögliche Ver- 
tragsverletzungen der EU vorbereiten. 
Wir haben Möglichkeiten für  Gegen- 
massnahmen, etwa  im Verkehr, im 
Stromtransit oder bei der Zuwanderung. 
Wir müssen, wie jetzt  bei  der  Börse, 
einen Plan B haben, damit wir nicht er- 
pressbar werden. Dann  können wir im 
Streitfall verhandeln. Gleichberechtigt. 
Ohne Unterwerfung unter  ein Schieds- 
gericht, das gar nicht neutral ist. 
 
Das ist Kraftmeierei. Die Vergangen- 
heit zeigt: Immer, wenn die EU Druck 
macht, kuscht die Schweiz. Hätten wir 
das Abkommen, gäbe es ein geregeltes 
Streitschlichtungsverfahren. 
Klar, wir hätten dann ein geregeltes 
Strafverfahren: eines,  bei dem  uns die 
EU – im Gegensatz zu heute  – ganz offi- 
ziell nach  Vertrag  bestrafen könnte, 
wenn  wir nicht  übernehmen. Die EU 
wäre klar am längeren Hebel. Sie schafft 
und  erweitert das  eigene Recht,  und 
wenn  wir es nicht  übernehmen, dann 
drohen der  Schweiz  sogenannte Aus- 
gleichsmassnahmen. 
 
Davor müssten wir uns kaum fürch- 
ten. Diese Ausgleichsmassnahmen 
müssten verhältnismässig sein. 
Und was heisst das? Es gibt nirgends 
einen Hinweis oder ein Beispiel dazu. 
 
Die Schweiz will etwas von der EU: 
nämlich die Teilnahme am Binnen- 

markt. Dann ist es konsequent, dass 
wir EU-Regeln anwenden müssen. 
Auf der ganzen  Welt gibt es kein Land, 
das für den  Marktzugang eine  Anpas- 
sung des eigenen Rechts  verlangt. Das 
macht nur die EU mit uns. Ich selber ex- 
portiere in die ganze  Welt.  Selbstver- 
ständlich erfüllen  wir immer die Zulas- 
sungsregeln des ausländischen Marktes, 
wo wir unsere Produkte verkaufen. Aber 
dass  wir wie im Rahmenvertrag noch 
die EU-Regeln für das eigene Land in 
Bereichen wie Steuern, Zuwanderung, 
Arbeitsrecht etc. übernehmen müssen, 
das gibt es nirgends! 
 
Geht es letztlich nicht um eine 
Güterabwägung zwischen Wohl- 
stand und totaler Unabhängigkeit? 
Das ist kein Widerspruch. Gerade unse- 
re Unabhängigkeit – ich spreche lieber 
von Souveränität – hat uns unseren heu- 
tigen Wohlstand gebracht. Wieso sollen 
wir uns einer ausländischen Macht mit 
weniger Wohlstand unterwerfen wollen? 
Auf lange Sicht sind unsere Rahmenbe- 
dingungen entscheidend. Wir brauchen 
Wettbewerbsvorteile, um unsere hohen 
Löhne halten zu können. 
 
Sie glauben, die Rahmenbedingun- 
gen würden sich der EU angleichen? 
Ja. Nehmen Sie die Mehrwertsteuer. In 
der EU beträgt sie 15 Prozent. Die EU hat 
die Briten eingeklagt, weil ihr Mehrwert- 
steuersatz im Rohstoffhandel zu tief sei. 
Das sei eine staatliche Beihilfe. 
 
Würden Sie Bundesrat Cassis nicht 
zugestehen, dass es ihm auch um 
den Wohlstand geht? 
Sie meinen, Bundesrat Cassis unterstüt- 
ze den Vertrag? 
 
Ja, er weibelte in der eigenen FDP- 
Fraktion erfolgreich dafür. 
Bei der FDP war ich nicht dabei. Ich war 
aber in der Konsultation der Parteien mit 
den drei Bundesräten Maurer, Parmelin 
und Cassis. Die drei Bundesräte haben 
offiziell gesagt, dass der vorliegende Ver- 
trag für sie zu wenig gut sei, um ihn zu 
unterschreiben. Deshalb  haben  sie das 
auch nicht gemacht. 



 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Nationalrätin Magdalena Martullo diese Woche am  Rande der Session. Bild: Claudio Thoma (Bern, 14. März 2019) 

 

«Auf der ganzen 
Welt gibt es kein 
Land, das für den 
Marktzugang 
eine Anpassung 
des eigenen 
Rechts verlangt. 
Das macht nur die 
EU mit uns.» 

 
 
 
 

Magdalena Martullo 
Nationalrätin (SVP/GR) 

Unternehmerin, 
Nationalrätin, Mutter 
 
Magdalena Martullo-Blocher wurde 1969 
in Männedorf ZH geboren. Nach dem Stu- 
dium der Betriebswirtschaft an der Hoch- 
schule St. Gallen arbeitete sie unter ande- 
rem bei Johnson & Johnson und  Rivella. 
2001 trat sie in die  Ems-Gruppe ihres 
Vaters Christoph Blocher ein. 

Nach seiner Wahl  in den Bundesrat 
veräusserte dieser seine Beteiligung an 
der Ems-Gruppe an seine vier  Kinder. 
Martullo-Blocher wurde CEO  der Ems- 
Chemie Holding AG. Zusammen mit ihrer 
Schwester Rahel Blocher ist  sie heute 
Mehrheitsaktionärin des Unternehmens. 

Vor vier Jahren trat Martullo-Blocher 
in die  Politik  ein.  Sie  vertritt als  Mitglied 
der SVP den Kanton Graubünden im Na- 
tionalrat. Wohnhaft ist sie mit ihrem Mann 
Roberto Martullo und  den gemeinsamen 
drei  Kindern in Lenzerheide GR sowie in 
Feldmeilen ZH. (saw) 


